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Änderung des Kaffee- und des Teesteuergesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Für die Steuerfreiheit von kaffee- und teesteuerpflichtigen 
Waren werden zur Zeit noch die entsprechenden Zollvorschrif- 
ten angewendet. Im Zuge der Rechtsangleichung der Zollvor- 
schriften innerhalb der Europäischen Gemeinschaften kann die 
Bindung der nationalen Verbrauchsteuern an das harmonisierte 
Zollrecht nicht mehr aufrechterhalten werden. 


B. Lösung 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, unter be- 
stimmten Voraussetzungen Steuerfreiheit für kaffee- und tee- 
steuerpflichtige Waren anzuordnen; das Ausmaß der Steuer- 
befreiungen soll gegenüber dem jetzigen Zustand unverändert 
bleiben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Februar 1970 

III/5 — 52311 —Te 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Kaffeesteuergesetzes und des Teesteuer- 
gesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. Februar 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Kaffeesteuergesetzes 
und des Teesteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

Das Kaffeesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. Dezember 1968 (Bundes- 
gesetzbl. 1969 I S. 1), geändert durch das Zwölfte 
Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 879), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Kaffeesteuer gelten die Vor- 
schriften für Zölle sinngemäß. Ausgenommen 
sind § 24 des Zollgesetzes sowie die auf seiner 
Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften und die 
an ihre Stelle tretenden Verordnungen der Euro- 
päischen Gemeinschaften. Abweichend von § 37 
Abs. 2 Satz 1 des Zollgesetzes wird die Zahlung 
der Steuer für nicht gerösteten Kaffee der 
Nr. 09.01 -A-I des Zolltarifs auf Antrag des 
Steuerschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 
15. Tage des zweiten auf die Entstehung der 
Steuerschuld folgenden Kalendermonats aufge- 
schoben. Abweichend von § 46 Abs. 3 Satz 3 des 
Zollgesetzes hat der Steuerschuldner die Steuer 
für nicht gerösteten Kaffee »der Nr. 09.01 - A-I 
des Zolltarifs bis zum 15. Tage des zweiten auf 
die Entstehung der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu zahlen." 

2. In § 8 

a) wird folgende Nummer 1 eingefügt: 

„1. für Kaffee und kaffeehaltige Waren unter 
den Voraussetzungen, unter denen nach 
,§ 24 Abs. 1 des Zollgesetzes Zollfreiheit 
angeordnet werden kann oder bisher an- 
geordnet werden konnte, Steuerfreiheit 
■ anzuordnen, soweit durch sie nicht un- 
angemessene Steuervorteile entstehen; an 
die Stelle des Zollgebietes tritt dabei das 
Erhebungsgebiet," ; 

b) werden die bisherigen Nummern 1 bis 3 
Nummern 2 bis 4. 

Artikel 2 

Änderung des Teesteuergesetzes 

Das Teesteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. 


1969 I S. 4), geändert durch das Zwölfte Gesetz zur 
Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 879), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Teesteuer gelten die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß. Ausgenommen sind § 24 des 
Zollgesetzes sowie die auf seiner Grundlage er- 
lassenen Rechtsvorschriften und die an ihre 
Stelle tretenden Verordnungen der Europäischen 
Gemeinschaften. Abweichend von § 37 Abs. 2 
Satz 1 des Zollgesetzes wird die Zahlung der 
Steuer für Tee der Nr. 09.02 - B des Zolltarifs 
auf Antrag des Steuerschuldners bei Sicherheits- 
leistung bis zum 15. Tage des zweiten auf die 
Entstehung der Steuerschuld folgenden Kalender- 
monats aufgeschoben. Abweichend von § 46 
Abs. 3 Satz 3 des Zollgesetzes hat der Steuer- 
schuldner die Steuer für Tee der Nr. 09.02 - B 
des Zolltarifs bis zum 15. Tage des zweiten auf 
die Entstehung der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu zahlen." 

2. In § 8 

a) wird folgende Nummer 1 eingefügt: 

„1. für Tee und teehaltige Waren unter den 
Voraussetzungen, unter denen nach § 24 
Abs. 1 des Zollgesetzes Zollfreiheit an- 
geordnet werden kann oder bisher ange- 
ordnet werden konnte, Steuerfreiheit an- 
anzuordnen, soweit durch sie nicht un- 
angemessene Steuervorteile entstehen; an 
die Stelle des Zollgebietes tritt dabei das 
Erhebungsgebiet, " ; 

b) werden die bisherigen Nummern 1 bis 3 
Nummern 2 bis 4. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
üb e r 1 ei t un gs ge s e t z e s . 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Für die Kaffeesteuer und die Teesteuer auf einge- 
führte Waren sind zur Zeit grundsätzlich die Vor- 
schriften für Zölle sinngemäß anzuwenden {§ 5 
Abs. 1 Satz 1 des Kaffeesteuergesetzes, § 5 Abs. 1 
Satz 1 des Teesteuergesetzes). Das gilt auch für die 
Zollbefreiungsvorschriften, die auf Grund von § 24 
des Zollgesetzes erlassen worden sind. 

Diese enge rechtliche Bindung der Steuerfreiheit an 
die Zollfreiheit ist jedoch neuerdings nicht mehr 
möglich, weil die Zollbefreiungsvorschriften bei der 
im Gang befindlichen Rechtsangleichung im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaften künftig aus- 
schließlich nach zollmäßigen Gesichtspunkten neu 
gestalten werden, ohne daß dabei auf die in eini- 
gen Mitgliedstaaten bestehenden Verbrauchsteuern 
Rücksicht genommen wird. Daher ist es nunmehr 
erforderlich, die unmittelbare Geltung des § 24 des 
Zollgesetzes und der auf seiner Grundlage erlasse- 
nen Zollbefreiungsvorschriften für die Kaffeesteuer 
und die Teesteuer auszuschließen. Das Gleiche muß 
für die Zollbefreiungsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaften gelten, die künftig an deren Stelle 
treten. 

Statt dessen ist es zweckmäßig, dem Bundesminister 
der Finanzen die Ermächtigung zu geben, für kaffee- 
und teesteuerpflichtige Waren die Steuerfreiheit 
unter den Voraussetzungen, unter denen nach § 24 
Abs. 1 des Zollgesetzes Zollfreiheit angeordnet wer- 
den kann, unter Würdigung der rein steuerlichen 
Gesichtspunkte selbständig zu regeln. Sachlich 
würde damit für die Kaffeesteuer und die Teesteuer 
die gleiche Regelung eingeführt werden, die zur 
Zeit schon bei allen anderen Verbrauchsteuern ein- 
schließlich der Einfuhrumsatzsteuer gilt (vgl. z. B. 
§ 7 Abs. 2 des Schaumweinsteuergesetzes, § 14 
Abs. 3 des Tabaksteuergesetzes, § 6 a Abs. 3 des 
Biersteuergesetzes, § 21 Absätze 2 und 4 des Um- 
satzsteuergesetzes — Mehrwertsteuer — ). Dabei 
mußte berücksichtigt werden, daß die Ermächtigung 
in § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes neuerdings zum Teil 
überlagert wird durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1544/69 des Rates über die zolltarifliche Behandlung 
von Waren, die im persönlichen Gepäck von Reisen- 
den eingeführt werden, vom 23. Juli 1969 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969 S. 1). In dieser Verordnung 
sind die Warenmengen, die bei Einfuhr im Reise- 
verkehr zollfrei bleiben, unmittelbar festgelegt, so 
daß für eine abweichende nationale Regelung auf 
Grund von § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes insoweit 
jetzt kein Raum mehr ist. Die Ermächtigung zur An- 
ordnung von Steuerfreiheit für kaffee- und tee- 
steuerpflichtige Waren mußte daher auf die Fälle 
ausgedehnt werden, in denen bisher — vor dem Er- 
laß der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 — Zollfrei- 


heit auf Grund von § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes an- 
geordnet werden konnte. Von der Ermächtigung 
soll bei den jetzt herrschenden wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen im gleichen Umfang Gebrauch gemacht 
werden, wie dies bisher für Kaffee und Tee in der 
Allgemeinen Zollordnung geschehen ist. Für die Be- 
teiligten würde damit das Ausmaß der Steuer- 
befreiungen gegenüber dem jetzigen Zustande un- 
verändert bleiben. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Ge- 
setz nicht mit Kosten belastet. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 
Zu Artikel 1 
Nummer 1 

Durch die Neufassung von § 5 Abs. 1 des Kaffee- 
steuergesetzes soll nach Satz 1 ein neuer Satz ein- 
gefügt werden, durch den die sinngemäße Geltung 
von § 24 des Zollgesetzes sowie der auf seiner 
Grundlage erlassenen deutschen Rechtsvorschriften 
und der an ihre Stelle tretenden europäichen Rechts- 
vorschriften ausgeschlossen wird. Der bisherige 
Satz 2 soll Satz 3 werden, wobei in ihm das Wort 
„jedoch gestrichen werden soll. 

Nummer 2 

In § 8 des Kaffeesteuergesetzes soll als Nummer 1 
die Ermächtigung des Bundesministers der Finanzen 
eingefügt werden, für Kaffee und kaffeehaltige Wa- 
ren unter den Voraussetzungen, unter denen nach 
§ 24 Abs. 1 des Zollgesetzes Zollfreiheit angeordnet 
werden kann oder bisher angeordnet werden 
konnte, Steuerfreiheit anzuordnen, soweit durch sie 
nicht unangemessene Steuervorteile entstehen. 

Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden dann 
Nummern 2 bis 4. 

Zu Artikel 2 

Durch Artikel 2 soll für die Teesteuer sinngemäß 
die gleiche Regelung getroffen werden, wie sie nach 
Artikel 1 für die Kaffeesteuer vorgesehen ist. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Nach Artikel 4 soll das Gesetz am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft treten. 
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